
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Antrag: Quartalsweiser Kreisparteirat mit Rechenschaftspflicht 

Antragstellende: 

Ortsverband Bedburg, Ortsverband Bergheim, Ortsverband Brühl, Ortsverband Elsdorf, 
Ortsverband Erftstadt, Ortsverband Frechen, Ortsverband Hürth 

Beschlusstext: 

Die Kreismitgliederversammlung stellt fest, dass der Kreisvorstand seiner Pflicht gemäß § 8 
Abs. 2 der Satzung und § 1 Abs. 2 der Geschäftsordnung, den Kreisparteirat mindestens alle 
drei Monate im Rahmen einer verbindlichen Jahresplanung einzuberufen, nicht 
nachgekommen ist. 

Die Kreismitgliederversammlung fordert den Kreisvorstand auf, dieser Pflicht ab sofort 
nachzukommen. Darüber hinaus wird der Kreisvorstand verpflichtet, auf jedem 
Kreisparteirat den Ortsverbänden schriftlich und mündlich Bericht zu erstatten über: 

(a) die Arbeit des Kreisvorstands im zurückliegenden Quartal, einschließlich gefasster 
Beschlüsse und deren Umsetzungsstand, 

(b) die finanzielle Lage des Kreisverbands, 

(c) den Stand laufender Projekte und Reformvorhaben, 

(d) die Zusammenarbeit mit der Kreistagsfraktion. 

Der schriftliche Bericht ist den OV-Vorständen spätestens eine Woche vor dem 
Kreisparteirat zuzuleiten. Eine verbindliche Jahresplanung für die KPR-Termine ist den OV-
Vorständen bis zum Ende des ersten Quartals jeden Jahres mitzuteilen. 

Begründung: 

Sowohl die Satzung (§ 8 Abs. 2) als auch die Geschäftsordnung (§ 1 Abs. 2) verpflichten den 
Kreisvorstand, den KPR mindestens alle drei Monate im Rahmen einer verbindlichen 
Jahresplanung einzuberufen. Dieser Pflicht ist der Vorstand nicht nachgekommen – der KPR 
war vor dem 16.04.2026 seit längerer Zeit nicht zusammengetreten, eine verbindliche 
Jahresplanung existiert nicht. Die Ortsverbände als Basis des Kreisverbands haben ein 
berechtigtes Interesse an regelmäßiger und strukturierter Information über die Arbeit des 
Vorstands. Der vorliegende Antrag ergänzt die bestehende Einberufungspflicht um eine 
verbindliche Berichtspflicht, die über den bloßen Zusammentritt hinaus sicherstellt, dass 
die OVs substanziell informiert werden. 


